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Übersicht

Die den Mitgliedern des Grossen Rates zustehenden Taggelder, Reisespesenvergü-

tungen undZulagen für Präsjdiumsfunktionen sind letztmals auf den 1. Januar 1990
neu festgelegtworden. Der Grosse Rat hat in der Maisession 1998 eine Motion der
Kommission B106(Regiemngs-und Parlamentsreform des Projektes Luzern'99)

erheblich erklärt und den Regierungsrat beauftragt, eine Anpassung der Entschädi-

gungen für die Parlamentsarbeit zu prüfen.

Eine moderate Erhöhung der Entschädigungen für die Parlamentsarbeit erscheint

gerechtfertigt. Zugleich ist ein Systemwechsel vorzunehmen, jndem künftig eine
Grundentschädigung und ein gegenüber heute stark reduziertes Sitzungsgeldausbe-
zahlt werden sollen. Neu soll auch für das Fraktionspräsidium eine Entschädigung

ausgerichtet werden. :;. ::: :,'.. : :.. :::j;^

Die Fraktionsentschädigungen sollen so angepasst werden, dass die Fraktionsarbeit

auch nach der Verkleinerung des Grossen Rates ungefähr gleich abgegolten wird wie

bisher.



Der Regierungsrat des Kantons Luzem
an den Grossen Rat

Sehr geehrte Frau Präsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Botschaft die Entwürfe von Änderungen des Gross-
ratsgesetzes und des Grossratsbeschlusses über die Entschädigung der Mitglieder
und der Fraktionen des Grossen Rates.

l. Heutige Entschädigung

1. Taggeld und Reisespesenvergütung

Die den Mitgliedern des Grossen Rates zustehenden Taggelder und Reisespesen-
Vergütungen sind letrtmals mit Grossratsbeschluss vom 11. September 1989 auf den
1. Januar 1990 neu festgelegt worden. Seither erhalten die Ratsmitglieder für ihre
Teilnahme an Rats- und sonstigen Sitzungen (Sitzungen des Büros, der Präsidenten-
Konferenz, der Kommissionen und der Fraktionen) ein Sitzungsgeld von 100 Franken
pro Halbtag. Die Teilnahme an einer zusätzlichen Abendsitzung wird mit 50 Franken
entschädigt. Für die Festlegung der Reisespesenvergütung sind Rayons gebildet
worden, ausgehend von der Stadt Luzem. Ratsmitglieder, die bis zu zehn Kilometer
vom Zentrum der Stadt Luzem entfernt wohnen, erhalten pro Sitzungstag eine Reise-
spesenvergütung von fünf Franken. Pro zusätzliche fünf Kilometer erhöht sich die
Reisespesenvergütung um fünf Franken. Ratsmitglieder, die weiter als zehn Kilome-
ter vom Zentrum der Stadt Luzem entfernt wohnen, können zudem unentgeltlich
Parkgutscheine beziehen.

1996/1997 betmg die Belastung der Grossratsmitglieder für die Teilnahme an Sitzun-
gen im Durchschnitt 32 Tage pro Jahr (Sessionen, Kommissions- und Fraktionssit-
zungen). Die Bandbreite zwischen der höchsten und der tiefsten Belastung lag dabei
zwischen 17 und 42 Sitzungstagen. Im Durchschnitt erhielten die Grossratsmitglieder
eine Entschädigung von 6'400 Franken, wobei die geringste Entschädigung 3'400
Franken betrug, die höchste 8'400 Franken.

2. Präsidialentschädigungen

Das Ratspräsidium wird mit einer Jahreszulage von S'OOO Franken abgegolten. _Für
die Leitung einer Kommission wird neben dem ordentlichen Sitzungsgeld eine Ent-
Schädigung von 50 Franken pro Halbtag ausgerichtet.

3. Fraktionsentschädigung

Jede Fraktion erhält neben einem jährlichen Grundbeitrag von 10'GOO Franken einen
Zusatzbeitrag von 500 Franken pro Mitglied. Ratsmitglieder, die keiner Fraktion an-
gehören, erhalten einen jährlichen Beitrag von 500 Franken.



II. Vergleich mit anderen Kantonen

Aus einer Umfrage in einigen anderen Kantonen geht hervor, dass dieEntschädi9un9
deTRatsmitglieder sehr unterschiedlich geregelt ist. So richtet ZLtmB®isPielcterh?n"
ton Zürich eine Entschädigung von 150 Franken pro Sessions- oder Kommissions-
haibiagaus. Die Kantone'Bem, SolothumFreiburg und Aargau zahlen fur^eine
ganztägige'Sitzungje 200 Franken für halbtägige Sitzun9en zw!schen^100 lSd/t3?
Pranke?! SDer Kanton Zug gewährt für eine halbtägige Sitzung 184 Franken^ St. Gal-
lenbezahlt eine Entschädigung von 200 Franken pro Sitzung und 250 Franken für
zwei Sitzungen am gleichen Tag. Der Kanton Basel-Landschaft zahlt ein jährliches
Fixum von SBOQ Franken zuzüglich eines Sitzungsgeldes von 28 Franken pro Stun-
de.

III. Gründe für eine Erhöhung der Entschädigungen

In der Maisession 1998 haben Sie eine Motion von Rico De Bona namens der Kom-
mission B 106 (Nr. 525) erheblich erklärt, in der verlangt wird, dass eine Anpassung
der an die Grossräte ausgerichteten Entschädigungen geprüft wird.

Von November 1989 bis November 1997 betmg die Teuerung gemäss dem Lan-
desindexfür Konsumentenpreise 25, 12 Prozent. Dem Staatspersonal wurde für die
gleiche Zeitperiode ein Teuerungsausgleichvon 22, 71 prozent9ewährt(seit1994"
wurde die Besoldung aufgrund von grossrätlichen Sparbeschlüssen nicht mehr voll
an die Teuerung angepasst). Im Weiteren sind die Taggelderder Grossratsmj^lieder
1992 von den AHV-Behörden als beitragspflichtig erklärt worden, und seit 1995 müs-
sen zudem 75 Prozent der Taggelder versteuert werden. Eine moderate Anpassung
der Grossratsentschädigung erscheint daher gerechtfertigt. Dies umso mehr, als mit
der Verkleinerung des Rats^uf 120 Mitglieder und der Schaffung von ständigen
Kommisstonen die Belastung des einzelnen Ratsmitglieds zunehmen wird. Neu soll
den Fraktionspräsjdentinnen und -Präsidenten für ihre Mehrarbeit eine Entschad -
gung in der Hohe der halben Ratspräsidentenzulage ausgerichtet werden Auch bei
den'Reisespesenvergütungen ist eine angemessene Anpassung vorzusehen.

IV. Neue Ansätze

1. Mögliche Varianten

Für die Erhöhung der Entschädigungen sind mehrere Varianten denkbar. Dieein-
fachste Lösung wäre eine Erhöhung der Sitzungsgelder.

Eine weitere Möglidikeit, die im Kanton Basel-Landschaft realisiert wurde, ist das
Ausrichten einer'Gmndentschädigung sowie eines Sitzungsgeldes. Mit der Grundent-
Schädigung sollen die allgemeinen Aufwendungen für die steun9svorb®reitun9-_für
diePartei-'unddie Öffentlichkeitsarbeit abgedeckt werden. Die Gmndentschädigung
wird unabhängig von der Zahl der Sitzungen, an denen das einzelne Ratsmitglied
teilnimmt, ausbezahlt.



Als dritte Möglichkeit käme das Modell einer eigentlichen Erwerbsausfallentschädi-
gung in Frage. Wir sind aber derAufessung, dass ein solches System nur dort zur
Än^endung'kommen sollte, wo eine Tätigkeit zwangsweise ausgeübt werden muss
(Z. B. MilitäFdienst). Das System wirkt sich in einem MHizparlament ungerecht aus, da
sich die Entschädigung nach der Höhe des erzielten Erwerbs richtet.

2. Neue Lösung

In Frage kommen für uns die Varianten Sitzungsgeld oder Grundentschädigung mit
Sitzungsgeld. Wir bevorzugen die letztere Variante und schlagen Ihnen vor, jedem
RatsmftgTied eine Grundentschädigung von 5'000 Franken sowie ein Sitzungsgeld
von je 50 Franken pro Sitzungshalbtag oder für eine zusätzHche Abendsitzung zu
gewähren. Bei 34 Sitzungstagen (gegenüber heute durchschnittlich 32 Sitzungsta-
gen) ergibt dies pro Ratsmitgiied eine jährliche Entschädigung von 8'400 Franken
(S'OOO Franken Fixum plus 3'400 Franken Sitzungsgeld).

Steuer- und AHV-pflichtig ist nur die Grundentschädigung, da ein Sitzungsgeld von
50 Franken pro Halbtag von den zuständigen Instanzen im Rahmen der heutigen ge-
setzlichen Regelungen als Spesenvergütung anerkannt wird. Dieses Entschädi-
gungssystem hat den Vorteil, dass nicht nur die Teilnahme an Sitzungen sondern
auch die allgemeinen Arbeiten eines Grossratsmitglieds entschädigt werden. Wegen
der Einführung von zusätzlichen ständigen Kommissionen wird die Belastung der ein-
zelnen Ratsmftglieder künftig ohnehin ausgewogener sein. Dieses System ist über-
dies transparenter und administrativ einfacher zu handhaben.

Bei einer Erhöhung des Sitzungsgeldes von 200 Franken auf 250 Franken würde die
durchschnittliche jährliche Entschädigung auf8'500 Franken steigen, wiederum in der
Annahme, dass ein Ratsmitglied pro Jahr auf durchschnittlich 34 Sitzungstage
kommt. Wie bisher wären 75 Prozent dieser Bruttoentschädigung AHV- und steuer-
pflichtig.

3. Präsidialzulagen

Bei den Präsidialzulagen schlagen wir Ihnen vor, die bisherige Entschädigung für das
Ratspräsidium bei 5'OOQ Franken zu belassen. Die Arbeit der Kommissionspräsiden-
tinnen und -Präsidenten soll wie bis anhin mit zusätzlichen 50 Franken pro Halbtag
abgegolten werden. Neu soll den Fraktionspräsidentinnen und -Präsidenten eine
jährliche Entschädigung von 2'500 Franken ausgerichtet werden.

4. Reisespesenvergütung

Die Reisespesenvergütung wird angehoben, dafür entfallt die administrativ sehr auf-
wendige Abgabe von Parkgutscheinen. Neu wird eine Reisespesenvergütung^yon 56
Rappen pro'Kilometer gewährt, analog der Regelung für das Staatspersonal. Die Mi-^
nimalentschädigung beträgt 20 Franken. Vergütet wird immer die Reise vom Wohnort
nach Luzem und zurück, unabhängig davon, wo eine Sitzung stattfindet. Massgebend
für die Kilometerberechnung ist wie bisher der amtliche Distanzanzeiger. Der jährliche
Aufwand für die Reisespesenvergütung wird so bei rund 150'QOO Franken liegen.



5. Fraktionsentschädigung

Als neue Ansätze schlagen wir vor, dass die Gmndentschädigung von 10'000 Fran-
Ren beibehalten, die Pro-Kopf-Entschädigung aber von bisher 500 Franken auf 800
Franken angehoben wird. In der Annahme, dass es im Grossen Rat weiterhin fünf
Fraktionen gibt, erhöht sich der Betrag der Fraktionsentschädigungen dadurch von
bisher 135'OQO Franken auf 146'000 Franken.

V. Kosten

1997 betmgen die Sitzungsgelder 1'034'272 Franken, die Fraktionsentschädigunger^
135'000 Franken und die Reisespesenvergütungen inklusive Parkgutscheine 118'930
Franken. Die Gesamtkosten, ohne Sozialabgaben, beliefen sich somit auf 1'288'202
Franken.

Mit den neuen Ansätzen werden die Entschädigungen bei 120 Ratsmitgliedem rund
1'027'000 Franken (120 x Fr. S'OOO.- + 34 x 120 x Fr. 100. - + Fr. 19'000 Präsiden-
ten- und Kommissionspräsidentenzulagen) betragen.

Bei weiterhin fünf Fraktionen sind für die Fraktionsentschädigungen 146'QOO Franken
(Fr. SO'OOO.- + 120 x Fr. 800.-) auszurichten. Die Reisespesenvergütung wird mit
den neuen Ansätzen bei rund 120*000 Franken liegen. Zusammen ergeben sich so
Gesamtkosten von 11293'000 Franken.

Würden nur die Sitzungsgelder von 200 Franken auf 250 Franken erhöht, würde die
Entschädigung inklusive 19'000 Franken Präsidialzulagen I'OSS'OOO Franken betra-
gen. Zusammen mit den Fraktionsentschädigungen und der Reisespesenvergütung
ergäbe dies Gesamtkosten von 1 '305'000 Franken.

unabhängig von dergewählten Variante kommen jeweils noch 12'500 Franken für die
fünf Fraktjonspräsidentinnen und -Präsidenten hinzu.

VI. Antrag

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, wir beantragen Ih-
nen, den vorgeschlagenen Erlassänderungen zuzustimmen.

Luzem, 3. November 1998

Im Namen des Regiemngsrates

Der Schultheiss: Paul Huber
Der Staatsschreiber: Viktor Baumeler



Nr. 30 Entwurf

Gesetz
über die Organisation und Geschäftsführung
des Grossen Rates (Grossratsgesetz)

Änderung vom

Der G/osse Rat des Kantons Luzem,

nach Einsicht in die Botschaft des Regiemngsrates vom 3. November 1998

beschliesst:

l. ::, :: ::: , : ^ : . :::. : ::. ': .

Das Grossratsgesetz vom 28. Juni 1976 wird wie folgt geändert:

§ 85 Grundentschädigung, Sitzungsgeld und Reisespesenvergütung

1Die Ratsmitglieder erhalten eine jährliche Grundentschädigung. Für die Teilnahme
an den Sitzungen des Rates, der Kommissionen und der Fraktionen werden ein Sit-
zungsgeld und die Reisespesen vergütet.

2Mit der Grundentschädigung werden die Aufwendungen für Aktenstudium, Partei-
und Öffentlichkeitsarbeit und dergleichen abgegolten.

§86 Absatz 1

1 Der Präsident des Grossen Rates, die Fraktions- und die Kommissionspräsidenten
beziehen neben dem Sitzungsgeld und der Reisespesenvergütung eine Zulage.

II.

Die Änderung tritt am 1. Juni 1999 in Kraft. Sie unterliegt dem fakultativen Referen-
dum.

Luzem,

Im Namen des Grossen Rates
Die Präsidentin:
Der Staatsschreiber
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Nr. 70 Entwurf

Grossratsbeschluss
über die Entschädigung der Mitglieder und der Fraktionen des Grossen Rates

vom

DerGmsse Rat des Kantons Luzern,

gestützt auf § 87 des Grossratsgesetzes vom 28. Juni 1976,
nach Einsicht in die Botschaft des Regjerungsrates vom 3. November 1998

beschliesst:

§1 Grundentschädigung und Sitzungsgelder für die Teilnahme an Rats-und
^nstigen Sitzungen

Die Mitglieder des Grossen Rates erhalten eine jährliche Grundentschädigung von
S'OOO Franken.

Für die Teilnahme an den Ratssitzungen wird ihnen ein Sitzungsgeldvon 50 Fran-
Ren pro Halbtag ausgerichtet. Die Teilnahme an einerzusätzlichenAbendsitzung wird
mit 50 Franken entschädigt.

Ein Sitzungsgeld von 50 Franken pro Halbtag erhalten die Ratsmitgl jeder für die
Teilnahme an Sitzungen des Büros, derGeschäftsleitung, der Kommissionen und der
Fraktionen.

§2 Sitzungsgeld für KommissionsprSsidentinnen und -Präsidenten

Die Kommissionspräsidentinnen und -Präsidenten erhalten das doppelteSitzungs-
.geld..,.,::::: . /::::; l: .;::::-::;:.:;::. ::.. ::::::.:. :::':::: ., ::':, : :. :::-:::::::::::::.,::.. : .:

§3 Zulage für Rats-und Fraktionspräsidentinnenund -Präsidenten

1Die Präsidentin oder der Präsident des Grossen Rates erhält neben dem Sitzungs-
getd eine Jahreszulage von 5'000 Franken.

2Die Präsidentinnen und Präsidenten der Fraktipnen erhalten eine Jahreszulage von
2'500 Franken.



§4 Reisespesenvergütung

1Die Ratsmitglieder erhalten pro Sitzungstag eine Reisespesenvergütungvon 56
Rappen pro Kilometer für die Fahrt vom Wohnort nach Luzem und zurück, unabhan-
gig davon, wo die Sitzung stattfindet. Massgebend für die Kilometerberechnung ist
der amtliche Distanzanzeiger.

2Die Reisespesenvergütung beträgt mindestens 20 Franken pro Sitzungstag.

§5 Fraktionsentschädigung

Jede Fraktion erhält jährlicheinen Grundbeitrag von 10'000 Franken sowie einen Zu-
satzbeitrag von 800 Franken pro Mitglied. Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehö-
ren, erhalten einen jährlichen Beitrag von 800 Franken.

§6 Aufhebung eines Erlasses

Der Grossratsbeschluss über die Entschädigung der Mitglieder und der Fraktionen
des Grossen Rates vom 1 1. September 1989 wird aufgehoben.

§7 Inkrafttreten

Der Grossratsbeschluss tritt gleichzeitig mit der Änderung des Grossratsgesetzes
vom in Kraft. Er ist zu veröffentlichen.

Luzem,

Im Namen des Grossen Rates
Die Präsidentin:
Der Staatsschreiber:


